
Aktenzeichen:

1333—L93L5ä

Verkündet

am 28° Juni 1960

I m N a m e n d e s V o l k e 8

In Sachen

° 0 o o o o o o

Beklagten und Revisionsklägerin,

g e g e n

Kläger und Revisionsbeklagten,

__.- ...—“_.—

hat der 70 Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 28„ Juni 1960, an der

mitgewirkt haben

Senatspräsident Dr„ B e f n d t
als Vorsitzender‚

Bundesrichter Dr° K l ä B und

Bundesrichter Dr° S t r a u B

als weitere Berufsrichter,

Bundessbzialrichter E h r h a r d t und
Bunde3802ialrichter W u n n e r

als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil

des Lendessozialgerichts Hamburg vom 2° Oktober

1958 aufgehoben°

Die sache wird zur erneuten Entscheidung an dieses

Gericht zurüekverwiesen°
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I Der im Jahre 1895 geborene Kläger, von Beruf Mieter, stand

_zuletzt vom 22° Mai 1948 bis zum 510 März 1949 als Büroange—

stellter in einem ununterbrochenen versicherungspflichtigen

Beschäftigungsverhältnis° Danach bewilligte ihm auf seinen An—

trag das Arbeitsamt Hamburg vom 4° April 1949 an Arbeitslosen—

unterstützung (Alu) nach einem Bemessungsentgelt von wöchent—

lich 70,—— DM, Nach Erschöpfung seines Alu—Anspruchs erhielt

'der Kläger vom 220 August 1949 an Arbeitslosenfürsorgeunter—

stützung (Alfu)„ Zunächst wurden hierfür die nach Maßgabe der

Militärregierungsverordnung Nr, 117 (MRVO Nr, 117) für die
(ehemalige) britische Besatzungszone höchstzulässigen Sätze

_
angewendet° Vom 7° April 1951 an wurde das Bemessungsentgelt

wieder auf 70‚—— DM und dann wegen eingetretener Lohnerhöhun—

gen auf Antrag des Klägers ab 12" Mai 1951 auf 79‚—— DM wö—

chentlich festgesetzt° Bei Umstellung der Alfu auf Arbeits—

losenhilfe (Alhi) ging das Arbeitsamt für die vom 2° April

1956 an bewilligte Unterstützung ebenfalls von einem Bemes—
sungsentgelt von 79‚—— DM wöchentlich aus (Verfügung vom

11„ Mai 1956)°

Da die Beklagte späterhin zu der Auffassung gelangte, daß der

Kläger wegen Minderung seines persönlichen Leistungsvermögens

(Sehschwäche, Nervenleiden) nur noch für eine Vermittlung als

Pförtner oder Wächter in Frage komme, in einer solchen Beschäf—

tigung aber einen höheren wöchentlichen Arbeitsverdienst als

56,—— DM nicht erzielen könne, setzte sie das Berechnungsent—

gelt ab 27° Oktober 1956 auf 57,—— DM wöchentlich fest und

teilte ihm den herabgesetzten Unterstützungssatz durch Bescheid

vom 30 November 1956 mit° Seine Einwendungen, daß er bereit

und im Stande sei, auch künftig noch höhérqualifizierte Ar-

beiten zu verrichten, wurden durch Widerspruchsbeschcid vom

220 Dezember 1956 zurückgewiesen° Daraufhin erhob der Kläger

' gegen die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslo—

senversicherung Klage und beantragte, sie zu verurteilen,
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seine Unterstützung aus der Alhi nach dem früher für ihn

geltenden Satz weiterhin zu berechnen. In dem sozialge—

richtlichen Verfahren wurde durch Beschluß v0m 27„ Februar

1957 auf ihren Antrag hin die Freie und Hansestadt Hamburg

beigeladen, da der Kläger von der Sozialbehörde der Stadt

Hamburg zusätzlich zur Alhi unterstützt wurde°

Das Sozialgericht Hamburg hob durch Urteil vom 8, April

1957 die Bescheide des Arbeitsamts Hamburg vom 3, Novem—

ber und vom 22, Dezember 1956 auf und verurteilte die Be-

klagte, dem Kläger auch ab 27. Oktober 1956 die Arbeitslo—

senhilfe nach einem Bemessungsentgelt von 59,—— DM weiter—

zuzahlen° Die Beklagte habe den @ 141 d des Gesetzes über

Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung (AVAVG)

a,}?° zu Unrecht auf die laufende Unterstützung des Klägers

angewendet° Diese Vorschrift könne nur herangezogen wer—

den, wenn es zu entscheiden gelte, welche Unterstützung_

einem Arbeitslosen bei seiner Arbeitslosmeldung zustehe°

Es sei nicht angängig, während des Unterstützungsbezugs

nochmals eine Bemessung vorzunehmen, Davon abgesehen, sei

aber auch nichts dafür festzustellen, daß der Kläger nicht

mehr für solche Beschäftigungen in Frage kommen sollte, die

er in den Jahren 1947 bis 1949 ausgeübt habe° Die Rechts—
mittelbelehrung im Urteil des Sozialgerichts lautet: "Die

Berufungsmöglichkeit ergibt sich aus 5 143 SGG",

Die Beklagte, vertreten durch den Präsidenten des Landes——

arbeitsamts Hamburg, legte Berufung ein° Der Präsident der

Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenver—

sicherung beantragte am 15, Juli 1957 seinerseits, die Ak—

te des Sozialgerichts Hamburg zwecks Einsichtnahme an das

Sozialgericht Nürnberg zu übersenden, Durch Entscheidung

des Senatsvorsitzenden beim Landessozialgericht Hamburg

wurde dieser Antrag abgelehnt, weil die Prozeßführung und

damit auch die Akteneinsicht zur Kompetenz des Präsidenten

des Landesarbeitsamts Hamburg gehöre° Die Gegenvorstellun—

gen der Beklagten wurden durch förmlichen Beschluß des Lan—
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dessozialgerichts vom 18, Juni 1958 zurückgewiesen,

In der Begründung ihrer Berufung trug die beklagte Bundesan-

stalt vor, dieses Rechtsmittel sei zulässig, weil es sich

nicht um einen Höhenstreit handele und somit @ 147 des So—

zialgerichtsgesetzes (SGG) nicht zur Anwendung komme° Im

übrigen sei das erstinstanzliche Verfahren fehlerhaft, weil

das Sozialgericht die Beklagte zur Gewährung künftiger Lei—

stungen verurteilt habe; hierin liege ein wesentlicher Ver—

fahrensmangel nach @ 150 Nr° 2 SGG° In der Sache selbst ver—
trat die Beklagte wiederum den Standpunkt, daß 5 141 d AVAVG

auch auf laufende Unterstützungen anzuwenden sei,

Das Landessozialgericht Hamburg verwarf durch Urteil vom 2°

Oktober 1958 die Berufung° Sie sei unzulässig, da sowohl das

angefochtene Urteil die Höhe der Unterstützung als auch die

Berufung der Beklagten die Höhe der Leistung betreffeo Der

Streit, welches Bemessungsentgelt der Unterstützung zugrunde—

zu legen sei, betreffe sachlich einen Streit um die Höhe der

zu zahlenden Unterstützung, weil sich der Hauptunterstützungs—

betrag nach dem Bemessungsentgelt richte und ein höheres Be—

messungsentgelt stets auch einen höheren Hauptbetrag zur Fol—

ge habe, Somit liege ein Berufungsausschließungsgrund nach >

5 147 SGG vera Da ferner eine wirksame Zulassung der Berufung

in dem bloßen Hinweis des Sozialgerichts auf 5 145 SGG nicht

erblickt werden könne, ein Verfahrensmangel im Sinne des @ 150

Nr° 2 SGG aber nicht feststellbar gewesen sei, bleibe das

Rechtsmittel ausgeschlossen. Revision wurde nicht zugelassen°

Gegen das am 27° Oktober 1958 zugestellte Urteil legte die

Beklagte am 21, November 1958 Revision ein und begründete
diese am 25° Dezember 1958° Die Revision sei statthaft° Der

Streit gehe nicht um die Höhe der Unterstützung im Sinne

einer "reinen Höhenstreitigkeit" nach der Rechtsprechung des

Bundessozialgerichts, sondern darum, welches Bemessungsent—

gelt für die Berechnung der Unterstützung zugrunde zu legen

sei° Hauptinhalt der vom Kläger angefochtenen Verfügung vom
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3„ November 1956 sei die Herabsetzung des Bemessungsentgelts„

)ä 147 SGG sei also nicht anwendbar° Darüber hinaustäre die

Berufung aber auch statthaft, weil das Sozialgeriöht die Be—
klagte zur Gewährung künftiger Leistungen verurteilt habe°

Hierin liege ein Verfahrensmangel, der — da von ihr im Beru—

fungsverfahren gerügt - die Zulässigkeit der Berufung nach

@ 150 Nr° 2 SGG bewirke° Die Verkennung dieses Umstandes

durch das Landessozialgericht führe wiederum zur Zulässig—

keit der Revisiog nach @ 162 Abs° 1 Nr„ 2 SGG° Schließlich

sei das Berufungsverfahren auch deshalb fehlerhaft, weil dem

Präsidenten der Bundesanstalt die Akteneinsicht zu Unrecht

verweigert und damit der Grundsatz des rechtlichen Gehörs
(@ 62 SGG) verletzt worden sei„ In der Sache selbst hält

die Beklagte an der Auffassung fest, daß 5 141 d AVAVG auch
während des Unterstützungslaufs anwendbar seio Sie beantrag—

te9 '

...
.„

‚..
_‚

_‚

das angefochtene Urteil sowie das Urteil des Sozial—
gerichtsäHamburg vom 8° April 1957 aufzuheben und den
Kläger mit (er Klage abzuweisen,
hilfsweiSe den Rechtsstreit zur erneuten Verhandlung

und Entschéi@ung an das Landessozialgericht zurückzu—

verweisenß % ’

Der Kläger
stellt%

keine Anträge; er hat einen Prozeßbevoll—

mächtigten nicht estellt° Auch die Beigeladene hat weder

Erklärungen abgegeben noch Anträge gestellt°

Die Revision ist Jorm— und fristgerecht eingelegt sowie be—

gründet worden
(55164 SGG)° Sie ist auch statthaft (@ 162

Abs° 1 Nr° 2
SGG)£

die Beklagte rügt zu Recht, das Verfah—

ren des Landessoz■algerichts leide an einem wesentlichen

Mangel, insofern qs die Berufung als unzulässig verwarf,

obwohl es eine Sac1entscheidung hätte treffen müsseno

Zunächst ist dem Ibndessozialgericht darin zuzustimmen, daß
1

der vom Sozialgerhcht den Schluß der Urteilsgründe angefügte

Satz "Die Berufungfmöglichkeit ergibt sich aus @ 143 SGG",
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eine wirksame Zulassung dieses Rechtsmittels mangels aus—
drücklichen Ausspruchs des Gerichts auf Grund von 5 150

Nr„ 1 SGG nicht darstellt° Hierin liegt vielmehr lediglich

der Hinweis auf die im Gesetz enthaltene allgemeine Berufungs—

möglichkeit nach @ 143 SGG (vgl° BSG° 2 S. 121 ff„ mit wei—

teren Zitaten)„ ‘

Beizupflichten ist dem Landessozialgericht ferner darin, daß

dahingestellt bleiben kann, ob für die Frage der Zulässig—

keit der Berufung @ 147 i„d„l?° vor oder nach dem Inkrafttre—

ten des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Sozialgerichtsge—
lsetzes (2° ÄndG 20 SGG) vom 25° Juni 1958 (BGBl° I 8° 409)

anzuwenden war° Für den vorliegenden Fall führen beide Fas—

sungen dieser Vorschrift zu demselben Ergebnis, weil der In—

halt der Entscheidung des Sozialgerichts und der Beschwerde—

gegenstand der Berufung sich sachlich decken° Während das

sozialgerichtliche Urteil nämlich die Beklagte — unter Auf—

hebung der entgegenstehenden Verwaltungsakte — verurteilt,

dem Kläger die Arbeitslosenhilfe nach einem Bemessungsentgelt

von 79,—— DM weiterzuzahlen, macht die Beklagte mit der Be—

rufung geltend, die von ihr vorgenommene Herabsetzung des

Bemessungsentgelts sei rechtmäßig erfolgt° Abzustellen war

vielmehr auf Begriff und Wesen des "Bemessungsentgelts" in

seiner Bedeutung sowohl für den Urteilsinhalt wie auch für

den Berufungsgegenstandß Zutreffend hat das Landessozialge—

richt bejaht, daß die Frage, welches Bemessungsentgelt der

Unterstützung zugrunde zu legen ist, einen Streit um die Hö—

he der Unterstützung und Leistung betrifft° Der Begriff ”Be—

messungsentgelt" ist durch das Gesetz zur Änderung und Er—

gänzung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslo—

senversicherung vom 16° April 1956 (BGBl° I S° 243) in die

Gesetzessprache neu eingeführt worden (@ 141 d AVAVG; vgl°

Schmidt "Die Arbeitslosenhilfe" Anm° 3 hierzu). Es ist nicht
Bestandteil der Anspruchsvoraussetzungen noch eine solche

selbst, sondern lediglich ein Maßstab (Berechnungshilfe),

nach dem sich unmittelbar die Höhe des Hauptbetrags der Un—

terstützung richtet (vgl„ 5 105 Abs° 1 Satz 1, 5 141 d Abso 1
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Satz 1 AVAVG a°F„)o Das Bemessungsentgelt, doh° das durch—

schnittliche Arbeitsentgelt innerhalb einer bestimmten Lohn—

periode, kann sachlich sogar erst dann festgestellt werden,

wenn sämtliche Anspruchsvoraussetzungen für den Bezug der

Unterstützung dem Grunde nach vorliegenc Sein Zweck ist es

dann‚ die Höhe der auszuzahlenden Unterstützungsleistung zu

bestimmen° Dies ergibt sich auch aus den dem AVAVG beigefüg—

ten Tabellen über die Höhe der Unterstützungssätze„ Wenn aber

eine solche unmittelbare Wechselwirkung zwischen der Höhe des

Bemessungsentgelts und der Höhe der Unterstützungsleistung

besteht, so macht der Unterstützungsempfänger mit der Bemän-

gelung des zu niedrig angesetzten Bemessungsentgelts gleich—

zeitig jeweils auch die zu geringe Höhe des bewilligten Un—

terstützungssatzes geltende Infolgedessen handelt es sich

bei Streitigkeiten über die Höhe des Bemessungsentgelts re—

gelmäßig zugleich um Streitigkeiten über die Höhe der Unter—

stützung oder Leistung selbst (so auch Peters—Sautter—Wolff,

Komm° zur Sozialgerichtsbarkeit, Anm° 3 zu 5 147 SGG)° Mit—
hin hat das Landessozialgericht zu Recht die Zulässigkeit der

Berufung gemäß 5 147 SGG verneint° Der von der Beklagten dies—

bezüglich gerügte Verfahrensmangel liegt daher nicht vor‚ je-

denfalls nicht insoweit, als die Entscheidung des Landessc—

zialgerichts auf 5 147 SGG beruhtq

Dagegen ist in der Verurteilung der Beklagten zur Zahlung wei—

terer Alhi—Leistungen in bestimmter Höhe ohne zeitliche Be—

grenzung durch das Sozialgericht ein wesentlicher Verfahrens—

mangel nach @ 150 Nr° 2 SGG zu erblicken° Das Landessozialge—

richt hätte aus diesem Grunde die Zulässigkeit der Berufung

bejahen und durch Sachurteil entscheiden müssenc„

Der prozessuale Anspruch des Klägers im sozialgerichtlichen

Verfahren war und ist darauf gerichtet, daß seine Unterstüt—

zung aus der Arbeitslosenhilfe nach dem für ihn zuständigen

Berechnungsentgelt bemessen wird° Gleiehviel ob man neben der

Anfechtungsklage, mit der der Kläger die Herabsetzung seiner

Unterstützung beseitigen wollte, als weiteren Bestandteil eine
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Leistungs— oder eine Verpflichtungsklage annimmt, fehlt für

letztere das Rechtsschutzbedürfniso Dessen Vorhandensein als

Prozeßvoraussetzung (vgl„ RGZ° Bd, 160 8° 209) ist aber bei

derartigen Verbundklagen (Klagekombinationen) ebenso wie bei

der objektiven Klagehäufung für jede einzelne Klageart ge—
sondert zu prüfen, wie überhaupt jedes einzelne Merkmal der

Zulässigkeit und Begründetheit (vgl° BSG-° 1 SO 252 ffo;

Peters—Sautter—Wolff aoaooo Anmo 1 zu 5 55 SGG, Anm, 2 zu

9 56 SGG)„

Für den Antrag des Klägers vor dem Sozialgericht, die Beklag—

te zu verurteilen‚ seine Unterstützung "nach dem früher für

ihn geltenden Satz weiterhin zu berechnen”, bestand in Rich—

tung eines Leistungs— oder Verpflichtungsanspruchs deswegen

kein schutzwürdiges Interesse, weil er dieses Ziel bereits

durch die Aufhebung der Bescheide der Beklagten vom 30 Novem—

ber und 22° Dezember 1956 erreichen konnte und erreicht hat°

Hierdurch trat als Folge des Richterspruchs die bisherige

Bewilligung (zuletzt: Verfügung vom 11° Mai 1956) wieder in
Kraft, die dem Kläger einen Unterstützungssatz nach dem Be—

messungsentgelt von 79,—— DM zuerkannte und die nur im Re—

chenwerk (Berechnungsgrundlage) durch die angefochtenen Be—
scheide abgewandelt, nicht aber aufgehoben oder ersetzt war,

Ein "Mehr" als jene im Verwaltungswege entstandene "Beschwer"

auszuräumen, strebte der Kläger auch nicht an, wie sich aus

dem Wortlaut seines Antrags ergibt° Über den Antrag auf Ar—

beitslosengeld — das gleiche gilt für die Arbeitslosenhilfe —
entscheidet kraft Gesetzes der Direktor des Arbeitsamts

(@ 172 aOFD; @ 177 n„Fo AVAVG)° Da dessen ursprüngliche Be—

willigungsverfügung (vom 11° Mai 1956) nicht außer Kraft ge—
treten war und da zudem die Unterstützung aus der Arbeits—

losenhilfe der Zeit nach grundsätzlich unbeschränkt ist

($ 147 n„F° AVAVG), war das Sozialgericht nicht befugt, in

die Sphäre der Leistungsverwaltung einzugreifen; der Grund—

satz der Teilung der Staatsgewalt (Art° 20 Abs° 2 Satz 2 GG)

steht dem entgegen° Das Sozialgericht durfte also die Beklag—

te nicht zusätzlich zu Zahlungen in einer bestimmten Höhe auf
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unbegrenzte Dauer für die Zukunft verurteileno Nach Sach— und

Rechtslage hätte es einen neben der Anfechtungsklage erhobe—

nen Leistungs— oder Verpflichtungsanspruch des Klägers wegen

des fehlenden Rechtsschutzbedürfnisses als unzulässig verwer—
fen müssen, was eine Teilabweisung der Klage beinhaltet hätte,

In der Tatsache, daß das Sozialgericht insoweit unter Über—„

schreitung seiner Zuständigkeit und in Verkennung einer Pro—

zeßvoraussetzung statt durch Prozeßurteil durch Sachurteil

entschieden hat, liegt aber ein wesentlicher Verfahrensman—

gel nach 5 150 Nr° 2 SGG (BSG° 2 S, 229 ff„; 3 S0 293 fix)°

Diesen Mangel hat die Beklagte in Berufungsverfahren auch

wirksam gerügt (BSG° im SozR° zu 5 150 SGG Bla Da 2 Nr„ 9);

sie ist durch das Urteil des Soz;algerichts beschwerto

S0mit ist auch das Urteil des Landessozialgerichts fehler—
'haft;

es hätte wegen des Mangels im erstinstanzlichen Ver—

fahren die Zulässigkeit der Berufung bejahen, seinerseits

eine materiell—rechtliche Würdigung vornehmen und eine Ent—

’ scheidung zur Sache treffen müssen° Hieraus folgt ein we—

VI

sentlicher Mangel im Verfahren des Berufungsgerichts nach
@ 162 Abs° 1 Nr, 2 SGG, der von der Beklagten, die durch die

angefochtene Entscheidung ebenfalls beschwert ist, mit der

Revision zutreffend gerügt wurde° Der erkennende Senat braucht

daher die weiteren Revisionsrügen der Beklagten nicht mehr

zu untersuchen, weil die Revision bereits wegen der zu Un—

recht getroffenen Prozeß—Entscheidung des Landessozialge—

richts statthaft und damit zulässig ist° Deshalb kommt es
auch nicht mehr darauf an, ob die Beklagte etwa vor dem Lan—

dessozialgericht im rechtlichen Gehör (@ 62 SGG) beschränkt
wurde,

Die Revision ist auch begründet; das angefochtene Urteil bc—

ruht auf der unrichtigen Anwendung des 5-150 Nr‚ 2 SGG (@ 162
Abs° 2 SGG)° Hatte das Landessozialgericht, wie von Rechts

wegen geboten, die Zulässigkeit der Berufung bejaht, so hätte

es nicht nur sachlich entscheiden müssen, sondern es ist auch

nicht auszuschließen, daß es im Sinne der Berufung erkannt
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hätte° Das angefochtene Urteil war daher aufzuhebenö

Der erkennende Senat kann jedoch in der Sache selbst jetzt

nicht entscheiden, da für die Beurteilung des geltend ge—

machten Anspruchs sowie für die sachliche Begründetheit der

erhobenen Einwendungen ausreichende tatsächliche Feststellun—

gen vom Vorderrichter nicht getroffen worden sind„ Die Sache

War deshalb zur erneuten Entscheidung an das Landessozial—

gericht zurückzuverweisen'(é 170 Absn 2 SGG)O

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem abschließenden

Urteil vorbehalteno
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